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Der Studentische Konvent der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg spricht sich 
für die Gebührenfreiheit des Studiums aus. Die Universität darf als Ort der Wissenschaft, For-
schung und Kultur nicht nur nach ökonomischer Leistungsfähigkeit bewertet werden und es ist 
nicht ihre Aufgabe als rein wirtschaftliche Ausbildungsstätte zu dienen. 

Der Bedarf an Akademikerinnen und Akademikern ist durch die Anforderungen in der moder-
nen Wissensgesellschaft kontinuierlich gestiegen. Familien mit niedrigeren Einkommen haben 
jedoch einen schlechteren Zugang zu höherer Bildung. Junge Menschen, deren unmittelbare 
finanzielle Möglichkeiten für die Studiengebühren nicht ausreichen, schrecken oft davor zu-
rück einen Kredit aufzunehmen. Es darf nicht sein, dass der Zugang zu höherer Bildung durch 
Gebühren verschlossen wird. 

Der Staat muss den Hochschulen ausreichend finanzielle Mittel zur Verfügung stellen, damit 
diese ihren Bildungsauftrag erfüllen können. Solange die politischen Entscheidungen zuguns-
ten der Studiengebühren ausfallen, ist es wichtig, deren Verwendung an Bedingungen zu 
knüpfen, um zu verhindern, dass der Staat sich aus seiner Pflicht der ausreichenden Finan-
zierung zurückzieht. 

Der Studentische Konvent fordert ein gebührenfreies Studium. Wenn die Studienge-
bühren abgeschafft werden, sollen diese völlig aus dem Staatshaushalt kompensiert 
werden. Die Kompensationszahlungen sollen im Sinne der scheidenden Studienbei-
träge zur Verbesserung der Studienbedingungen und durch paritätisch besetzte stu-
dentische Mitbestimmung verwendet werden. 


